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Wahlvorschläge 

§ 198. (1) Die Wählergruppen haben ihre Wahlvorschläge spätestens bis 16 Uhr des Tages, welcher 
fünf Wochen vor dem Wahltag liegt, schriftlich bei der Hauptwahlkommission einzubringen. Der 
Empfang des Wahlvorschlages ist unter Angabe der Zeit der Empfangnahme zu bestätigen. 

(2) Die Wahlvorschläge müssen von mindestens fünf aktiv Wahlberechtigten, jedenfalls aber von 
einem Prozent der aktiv Wahlberechtigten, abgerundet auf eine volle Zahl, des betreffenden Wahlkreises 
durch deren Unterschrift unterstützt werden. Hat eine Wählergruppe in vier Wahlkreisen die erforderliche 
Zahl von Unterstützungsunterschriften nachgewiesen, so ist sie berechtigt, für die übrigen Wahlkreise 
Wahlvorschläge ohne Unterstützungsunterschriften einzubringen. 

(3) Die Wahlvorschläge haben nicht weniger Wahlwerber als ein Drittel, aufgerundet auf die 
nächsthöhere ganze Zahl, und nicht mehr Wahlwerber als das Doppelte der Zahl der im betreffenden 
Wahlkreis zu wählenden Mitglieder des Kammertages zu enthalten. Die Zustimmung jedes Wahlwerbers 
zu seiner Aufnahme in den Wahlvorschlag muß durch seine Unterschrift nachgewiesen werden. 

(4) Jeder Wahlvorschlag hat die Bezeichnung der Wählergruppe zu enthalten. Fehlt eine solche 
Bezeichnung, so ist der Wahlvorschlag nach dem Listenführer, das ist der an erster Stelle vorgeschlagene 
Wahlwerber, zu benennen. Der Listenführer gilt dann als Zustellungsbevollmächtigter der Wählergruppe, 
die den Wahlvorschlag eingebracht hat, wenn nicht ein anderer Zustellungsbevollmächtigter im 
Wahlvorschlag genannt wird. Zustellungsbevollmächtigte müssen aktiv wahlberechtigt sein. 
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(5) In einem Wahlkreis ist die Aufnahme eines Wahlwerbers nur im Wahlvorschlag einer 
Wählergruppe zulässig. Ist ein Wahlwerber in einem Wahlkreis in mehreren Wahlvorschlägen 
verschiedener Wählergruppen enthalten, so ist er von der Hauptwahlkommission aufzufordern, binnen 
drei Tagen nach Zustellung der Aufforderung eine Erklärung abzugeben, für welche Wählergruppe er 
kandidiert. Entsprechend seiner fristgerecht abgegebenen Erklärung ist er von den anderen 
Wahlvorschlägen zu streichen. Wenn er innerhalb der gesetzten Frist keine Erklärung abgibt, ist er von 
allen Wahlvorschlägen zu streichen. 

(6) Die Verbindung von zwei oder mehreren eingebrachten Wahlvorschlägen ist zulässig. 
Diesbezügliche Erklärungen sind durch die Zustellungsbevollmächtigten der Wählergruppen spätestens 
bis 16 Uhr des Tages, der vier Wochen vor dem Wahltag liegt, bei der Hauptwahlkommission 
einzubringen. Verbindungserklärungen haben die Reihenfolge der Wahlwerber zu enthalten. 

(7) Wenn eine Wählergruppe keinen Anspruch auf Zuweisung von Restmandaten im zweiten 
Ermittlungsverfahren zu erheben beabsichtigt, muß dies der Zustellungsbevollmächtigte im 
Wahlvorschlag erklären. Andernfalls gelten alle im ersten Ermittlungsverfahren nicht berufenen 
Kandidaten des Wahlvorschlages als Wahlwerber für das zweite Ermittlungsverfahren. 

(8) Die Verbindung von zwei oder mehreren eingebrachten Wahlvorschlägen ist auch für das zweite 
Ermittlungsverfahren zulässig. Diesbezügliche Erklärungen sind durch die Zustellungsbevollmächtigten 
der Wählergruppen spätestens bis 16 Uhr des Tages, der vier Wochen vor dem Wahltag liegt, bei der 
Hauptwahlkommission einzubringen. Eine Reihung der Wahlwerber ist in diesem Fall nicht erforderlich. 
Es ist jedoch ein gemeinsamer Zustellungsbevollmächtigter namhaft zu machen. 

(9) Wird in einem Wahlkreis kein gültiger Wahlvorschlag eingebracht, so sind die in diesem 
Wahlkreis zu vergebenden Mandate im zweiten Ermittlungsverfahren als Restmandate zuzuteilen. 
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